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Verordnung der Bundesministerin fir Gesundheit und Frauen, mit der die Apotheker-
kammer-Wahlordnung 2001 gedndert wird

Vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschatzung

Einbringende Stelle:  Bundesministerin fiir Gesundheit und Frauen
Vorhabensart:  Verordnung
Laufendes Finanzjahr: 2016

Inkrafttreten/ 2016
Wirksamwerden:

Vorblatt

Der gegenstandliche Entwurf dient der Klarstellung und Vereinfachung im Zusammenhang mit der
Durchflihrung der Wahlen zur Apothekerkammer. Zu diesem Zweck werden die Regelungen zum Fristen-
lauf deutlicher umschrieben, Klarstellungen zur Hauptwahlkommission vorgenommen, die Aufgaben der
Kreiswahlkommissionen ausdriicklich genannt und die Art der Ubermittlung der Wahlunterlagen und die
Ausiibung des Wahlrechts sowie der Mandatsverzicht und die daraufhin erforderliche Nachriickung genau
geregelt.

Problemanalyse

Die Apothekerkammer-Wahlordnung 2001, BGBI. Il Nr. 339/2001, in der Fassung der Verordnung
BGBI. Il Nr. 403/2011, erscheint derzeit in einigen Punkten unklar und hat sich im Rahmen der vergan-
genen Apothekerkammerwahl im Jahr 2011 diesbezuglicher Verbesserungsbedarf gezeigt.

Ziele

Klarstellungen und Vereinfachungen im Zusammenhang mit der Durchfihrung der Wahlen zur Apothe-
kerkammer.

Inhalt
Das Vorhaben umfasst hauptsachlich folgende MaRnahmen:
Die einzelnen MalRnahmen mdgen dem Vorblatt entnommen werden.

Beitrag zu Wirkungsziel oder MaRhahme im Bundesvoranschlag
Das Vorhaben hat keinen direkten Beitrag zu einem Wirkungsziel.

Aus der gegenstandlichen MalRnahme ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen auf den Bund, die
Lander, die Gemeinden oder auf die Sozialversicherungstrager

Verhaéltnis zu den Rechtsvorschriften der Europaischen Union
Keine.

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens
Keine.

Diese Folgenabschatzung wurde mit der Version 4.7 des WFA — Tools erstellt (Hash-I1D: 667278118).
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Erlauterungen

Allgemeiner Teil

Der vorliegende Entwurf dient der Klarstellung und Vereinfachung im Zusammenhang mit der Durchfiih-
rung der Wahlen zur Apothekerkammer und wurden dessen Inhalte in enger Abstimmung mit der Apo-
thekerkammer festgelegt. Im Wesentlichen werden die Regelungen zum Fristenlauf deutlicher umschrie-
ben, Klarstellungen zur Hauptwahlkommission vorgenommen, die Aufgaben der Kreiswahlkommissio-
nen ausdriicklich genannt und die Art der Ubermittlung der Wahlunterlagen und die Ausiibung des Wahl-
rechts sowie der Mandatsverzicht und die daraufhin erforderliche Nachriickung genau geregelt.

Besonderer Teil

ZuZ1(83):

Auf Grund der durch das Wahlverfahren vorgegebenen Fristen flhrt die Verpflichtung zur Veroffentli-
chung in der nur alle zwei Wochen erscheinenden ,,Osterreichischen Apotheker-Zeitung® zum Teil zu
Problemen und soll daher durch die Veréffentlichung auf der Webseite der Osterreichischen Apotheker-
kammer ersetzt werden. Die Moglichkeit zur Verdffentlichung in der ,Osterreichischen Apotheker-
Zeitung® bleibt zusatzlich erhalten.

Zu Z?2(84a):

In § 4a soll nach dem Vorbild des § 53 Bundes-Personalvertretungs-Wahlordnung eine Fristregelung
aufgenommen werden, die bisherige Fristenregelung in 8 41 Abs. 2 entfallt.

In § 4a Abs. 2 des Entwurfs erfolgt eine Erganzung hinsichtlich des Beginns von Wochenfristen.

8 41 Abs. 2 sieht vor, dass bei Ende einer Frist an einem Sams-, Sonn- oder einem anderen 6ffentlichen
Ruhetag die Wahlkommission Vorsorge dafiir zu treffen hat, dass ihr die befristeten Handlungen auch an
diesen Tagen zur Kenntnis gelangen konnen. Zur Erleichterung der Wahladministration sieht Abs. 3
nunmehr vor, dass die Frist in den genannten Fallen ex lege am néchsten Werktag endet. Sofern der be-
treffende Werktag allerdings ein Samstag ist, so soll die Frist erst am néchstfolgenden Werktag enden.

Abs. 4 stellt klar, dass der Postenlauf wie bisher in die Frist nicht eingerechnet wird. Abs. 5 konkretisiert,
wann die Frist am letzten Tag der Frist endet. Ein abweichendes Fristende enthélt z.B. § 21 Abs. 3 fiir das
Einlangen der amtlichen Ruckkuverts am Wahltag.

Zu Z 3 (86 Abs. 3):

Die Bestimmung entspricht inhaltlich dem § 14 Abs. 3 und kann daher entfallen.

ZuZ4 (87 Abs. 4):

Hier erfolgt die Korrektur eines redaktionellen Fehlers. Fir das Wahlrecht und die Zugehdrigkeit zu ei-
nem Wahlkorper ist der Tag der Ausschreibung der Wahl maf3geblich.

Zu Z5 (89 Abs. 1 bis 3):

In § 9 Abs. 1 bis 3 erfolgen redaktionelle Klarstellungen und sprachliche Vereinheitlichungen, insbeson-
dere, dass auch die Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden der Kreiswahlkommissionen durch
die Hauptwahlkommission zu bestellen sind.

Berucksichtigt wurde auch, dass das Bundesministerium fiir soziale Sicherheit und Generationen seit der
Bundesministeriengesetznovelle, BGBI. | Nr. 49/2016, die Bezeichnung ,,Bundesministerium fiir Ge-
sundheit und Frauen" tragt.

Zu Z 6 (8 9 Abs. 5 bis 8):

In den Abs. 4 bis 7 erfolgen redaktionelle Klarstellungen entsprechend der langjahrigen Verwaltungspra-
xis. Durch den neuen Abs. 8 wird ausdriicklich geregelt, dass die Wahlkommissionen fiir die gesamte
Funktionsperiode bestellt sind, was fur allenfalls erforderliche Wahlwiederholungen von Relevanz sein
kann.

Eine Anflihrung, mit welchen Kommunikationsmitteln die schriftliche Verstandigung der Mitglieder der
Wahlkommission erfolgt (Abs. 5), erscheint entbehrlich.
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Zu Z7 (810 Abs. 1):

Entsprechend der bisherigen Praxis wird § 10 Abs. 1 dahingehend ergénzt, dass die Vertrauenspersonen
dem Kreis der Wahlberechtigten anzugehdren haben. Da es sich bei den Apothekerkammerwahlen um
Wahlen in eine gesetzliche berufliche Interessenvertretung handelt, sollen die Vertrauenspersonen aus
dem Kreis jener Personen stammen, deren Interessen durch die zu Wéhlenden vertreten werden.

ZuZ8 (811 Abs.1Z2):

Die Neuformulierung der Z 2 stellt klar, dass auch die Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden
der Kreiswahlkommissionen durch die Hauptwahlkommission zu bestellen sind.

ZuZ 9 (§ 11 Abs. 1 Z 6a):

§ 21 Abs. 1 sieht derzeit vor, dass die Ubermittlung der Wahlunterlagen durch die Kreiswahlkommissio-
nen erfolgt, was sich auf Grund der geringen personellen Ausstattung der Landesgeschaftsstellen der
Apothekerkammer, die als Geschéftsstellen der Kreiswahlkommissionen fungieren, als nicht praktikabel
erwiesen hat. Die Zustandigkeit wird daher an die Hauptwahlkommission Gbertragen. Die Ubermittlung
der Wahlunterlagen erfolgt fur sdémtliche Wahlkreise durch das Kammeramt der Apothekerkammer als
Geschéftsstelle der Hauptwahlkommission.

Zu Z 10 (8 11 Abs. 2):

Die Aufgaben der Kreiswahlkommission werden ohne inhaltliche Anderung vollstandig in Abs. 2 ange-
fuhrt.

ZuZ 11 (812 Abs. 2 Z 2):

In Z 2 erfolgen sprachliche Klarstellungen und eine Ergénzung hinsichtlich des zeitlichen Einlangens der
Rickkuverts.

Zu Z 12 (8§12 Abs. 2 Z5):

Geméal § 16 Abs. 1 sind Einspriiche gegen die Wahlerverzeichnisse bei der Hauptwahlkommission ein-
zubringen. In § 12 Abs. 2 Z 5 wird daher bericksichtigt, dass die Auflage der Wahlerverzeichnisse durch
die Kreiswahlkommissionen erfolgt (siehe Z 17) und entsprechend § 16 Abs. 1 berichtigt, dass Einspri-
che bei der Hautwahlkommission einzubringen sind.

Zu Z 13 (§ 13 Abs. 2):
Die Neufassung des ersten Satzes ist im Hinblick auf die Neufassung des 8§ 3 erforderlich.
Zu Z 14 (§ 14 Abs. 1):

Durch die Neufassung des zweiten Satzes des Abs 1 erfolgt eine Konkretisierung zur inhaltlichen Gestal-
tung der Wéhlerverzeichnisse.

Zu Z 15 (8§ 14 Abs. 3):

Abs. 2 konkretisiert, wie die Zuordnung der Wahlberechtigten zu einem Wahlkreis zu erfolgen hat. Die
inhaltlich gleiche Regelung in § 6 Abs. 3 entféallt.

Zu Z 16 (§ 14 Abs. 4a):

Gemal § 14 Abs. 2 dirfen Wahlberechtigte nur in einem Waéhlerverzeichnis eingetragen sein. Der neue
Abs. 4a enthalt eine Regelung fiir juristische Personen, die in mehr als einem Wabhlkreis eine Berechti-
gung zum Betrieb einer 6ffentlichen Apotheke oder Anstaltsapotheke besitzen. Beispielsweise kann das
auf die Rechtstrager von Anstaltsapotheken oder von Apotheken ,,sui generis“ gemaf3 § 61 Apothekenge-
setz zutreffen.

Zu Z 17 (8§ 15 Abs. 1):

Die in § 11 Abs. 2 Z 1 festgelegte Aufgabe der Kreiswahlkommissionen zur Uberpriifung der Wahlerver-
zeichnisse wird auch in § 15 Abs. 1 beriucksichtigt und den Kreiswahlkommissionen an Stelle der Lan-
desgeschéftsstellen die Auflage der Wahlerverzeichnisse tbertragen.

Zu Z 18 (8 15 Abs. 3):

Abs. 3 in der geltenden Fassung lasst eine Ubermittlung der Wiahlerverzeichnisse an die wahlwerbenden
Gruppen nur zu, wenn in einem Wabhlkreis mindestens zwei zugelassene Wahlvorschldge abgegeben
wurden. Da seit der Apothekerkammergesetznovelle BGBI. | Nr. 64/2011 eine Wahl auch dann stattfin-
det, wenn fiir einen Wahlkorper in einem Wahlkreis nur ein Wahlvorschlag abgegeben wurde, ist es nicht
sachgerecht, wenn der wahlwerbenden Gruppe in diesem Fall das Wéhlerverzeichnis nicht zur Verfugung
gestellt wird, weshalb Abs. 3 entsprechend zu andern ist.
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Zu Z 19 (§ 16 Abs. 1):
Es erfolgt lediglich eine sprachliche Konkretisierung.
Zu Z 20 (§ 16 Abs. 7):

Durch Abs. 7 wird klargestellt, dass die Hauptwahlkommission (ber Einspriiche gegen Wahlerverzeich-
nisse endgultig entscheidet und ein gesondertes Rechtsmittel nicht zul&ssig ist. Hervorzuheben ist in die-
sem Zusammenhang, dass davon ausgegangen wird, dass im Rahmen der Apothekerkammer-
Wahlordnung fur eine Anwendung des Art. 141 Abs. 1 lit. f B-VG, wonach der Verfassungsgerichtshof
auch uber die Aufnahme von Personen in Wahlerevidenzen und die Streichung von Personen aus Wah-
lerevidenzen entscheidet, im Einklang mit der héchstgerichtlichen Judikatur des Verfassungsgerichtshofs
(vgl. Nebenfeststellung im Judikat zur Arbeiterkammer-Wahlordnung, E657/2015 vom 02.07.2015) kein
Raum besteht. Der Verfassungsgerichtshof fiihrte diesbeziiglich unter Punkt 1.2. aus: ,,Demgegenuber
kommt dem Verfassungsgerichtshof gemaR Art. 141 Abs. 1 lit. a B-VG die Zusténdigkeit zu, Uber die An-
fechtung bestimmter dort angefiihrter Wahlen — inshesondere auch zu den satzungsgebenden Organen
(Vertretungskorpern) einer gesetzlichen beruflichen Vertretung — zu entscheiden. Der Umfang des Wahl-
verfahrens wird dabei weit verstanden und erstreckt sich insbesondere auch auf der eigentlichen Wahl
vorgelagerte Aspekte, etwa die Registrierung von Unterstiitzungserklarungen und die Einbringung von
Wahlvorschlégen. Auch Rechtswidrigkeiten, die diese Ablaufe betreffen, sind somit mittels Wahlanfech-
tung gemaR Art. 141 B-VG zu bek&mpfen (vgl. Strejcek, Art. 141 B-VG, in Korinek/Holoubek [Hrsg.],
Osterreichisches Bundesverfassungsrecht, 5. Lfg., 2002, Rz 82; s. etwa VfSlg 10.610/1985, 11.256/1987,
17.192/2004). Dies trifft auch dann zu, wenn Entscheidungen von Wahlbehérden als — nicht selbststandig
anfechtbare — Teilakte des Wahlverfahrens (vgl. VfSlg 8973/1980, 9093/1981, 12.532/1990, 16.164/2001,
18.729/2009) ergehen.

Behauptete Rechtswidrigkeiten beziliglich der Wahlerlisten werden daher nach Durchfiihrung der Wahl im
Rahmen der Wahlanfechtung gemaR Art. 141 Abs. 1 lit. a B-VG geltend machen zu sein.

Zu Z 21 (8 19 Abs. 2):

Die Neufassung des ersten Satzes erfolgt im Hinblick auf die Neufassung des § 3.

Zu Z 22 (8§ 20 Abs. 3 und 4):

Die Herstellung von amtlichen Wahlkuverts nach dem Muster der Anlage 3 erscheint auf Grund der in
den letzten Wahlgangen gewonnenen Erfahrungen entbehrlich und mit unnétigen Kosten verbunden. Der
Aufdruck ,,Wahl in die Osterreichische Apothekerkammer mit Jahreszahl* bringt keine zusitzliche Si-
cherheit. Abs. 3 und 4 werden daher entsprechend angepasst.

Zu Z 23 (8§ 21):

§ 21 sieht derzeit vor, dass die Ubermittlung der Wahlunterlagen durch die Kreiswahlkommissionen er-
folgt, was sich auf Grund der geringen personellen Ausstattung der Landesgeschéftsstellen der Apothe-
kerkammer, die als Geschaftsstellen der Kreiswahlkommissionen fungieren, als nicht praktikabel erwie-
sen hat. Die Zustindigkeit wird daher an die Hauptwahlkommission iibertragen. Die Ubermittlung der
Wahlunterlagen erfolgt fur samtliche Wahlkreise durch das Kammeramt der Apothekerkammer als Ge-
schaftsstelle der Hauptwahlkommission.

Dariiber hinaus enthalt die Neufassung des § 21 sprachliche Klarstellungen und Ergénzungen.

Abs. 1 listet ohne inhaltliche Anderung in tbersichtlicher Form auf, welche Wahlunterlagen den Wahlbe-
rechtigten zur Verfligung zu stellen sind. Das Wort ,,ausschlieBlich“ soll klarstellen, dass der Ubermitt-
lung des Stimmzettels keine Wahlwerbung oder dhnliches beigelegt werden darf.

Zu Z 24 (§ 23 Abs. 3).

8 23 Abs. 3 ist im Hinblick auf die Regelung des § 10 entbehrlich und kann daher entfallen.
Zu Z 25 (§ 24 Abs. 2):

Es erfolgt eine sprachliche Klarstellung.

Zu Z 26 (8§ 24 Abs. 3):

Es erfolgt eine sprachliche Klarstellung. Aulerdem erfolgt analog 8 25 Abs. 3 eine Ergidnzung dahinge-
hend, dass der Vorgang auch automationsunterstiitzt erfolgen kann, was der bisherigen Verwaltungspraxis
entspricht.

Zu Z 27 (8§ 24 Abs. 5):
Die Anderung entspricht der Formulierung in § 66 Nationalrats-Wahlordnung.
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Zu Z 28 und 29 (§ 25):
Siehe Z 30.
Zu Z 30 (8 25 Abs. 4 bis 10):

§ 25 regelt die Vorgehensweise bei der Behandlung der durch Briefwahl abgegebenen Stimmen ohne
inhaltliche Anderung. Neben geringfiigigen sprachlichen Adaptierungen wird lediglich die Vorgehens-
weise klarer gefasst. Neu ist, dass Stimmzettel, die sich direkt im Rickkuvert und nicht in einem Wahl-
kuvert befinden, und zu spét eingelangte amtliche Ruckkuverts zu vernichten sind.

Zu Z 31 (§ 26 Abs. 1 und 2):

Die Neufassung der Abs. 1 und 2 enthélt sprachliche Klarstellungen. Eine Feststellung uber die Anzahl
der mittels Briefwahl abgegebenen Stimmen im Rahmen der Stimmenzéhlung erscheint entbehrlich und
entféllt daher.

Zu Z 32 (§ 28 Abs. 3Z5):

Die Neufassung der Abs. 3 Z 5 enthélt lediglich sprachliche Klarstellungen.

Zu Z 33 (8§ 29 Abs. 6):

Die Neufassung des ersten Satzes erfolgt im Hinblick auf die Neufassung des § 3.
Zu Z 34 (8 31):

Eine Anfilhrung der Kommunikationsmittel, mit welchen die schriftliche Verstandigung erfolgt, erscheint
entbehrlich.

Zu Z 35 (88 31a und 31b):

Der neue § 31a enthalt einerseits die Regelung, wie ein Mandatsverzicht zu erfolgen hat, andererseits
fasst er die Félle, die zu einem Mandatsverlust filhren, in Ubersichtlicher Form zusammen. Der in Abs. 3
geregelte Mandatsverlust ist deshalb erforderlich, weil ansonsten eine Nachbesetzung des Présidenten
bzw. Vizeprésidenten nicht mdglich ware. In allen anderen Féllen eines Vertrauensentzuges gemaRi § 23
Apothekerkammergesetz wére ein gleichzeitiger Mandatsverlust hingegen (berschieRend. In diesen Fal-
len hat der Disziplinarrat Uber eine allfallige Entziehung des Mandates zu entscheiden.

8 31b regelt die Vorgehensweise bei Nachriickungen in Folge einer Erledigung des Mandats. Abs. 2 re-
gelt entsprechend § 32 Abs. 4 Apothekerkammergesetz, dass ein Verzicht auf die Nachriickung in den
Kammervorstand oder in die Delegiertenversammlung mdglich ist und stellt dartber hinaus klar, dass ein
Verzicht immer nur hinsichtlich des Einzelfalles erfolgt und der Verzichtende Delegierter oder Ersatzde-
legierter bleibt. § 31b Abs. 3 dient der Klarstellung, dass nach Erschdpfung des Wahlvorschlages und
dementsprechend der Unmdglichkeit einer Nachriickung eine Nachwahl im betreffenden Wahlkreis und
Wahlkérper durchzufuhren ist.

Zu Z 36 (§ 32 Abs. 3):

Die Apothekerkammer-Wahlordnung enthélt keine Regelungen zur Beschlussfahigkeit der konstituieren-
den Wahlsitzungen. Diese sind lediglich in der Geschéftsordnung enthalten und werden daher in die Apo-
thekerkammer-Wahlordnung aufgenommen.

Zu Z 37 (8§ 34 Abs. 2):

Um eine entsprechende Vorbereitung der Wahlsitzungen (Stimmzettel etc.) zu ermdglichen, sollen Wahl-
vorschlége entsprechend der Wahl des Préasidenten ebenfalls bis spatestens eine Woche vor der Wahl
beim Kammeramt eingebracht werden. Insbesondere die mit der Wahl zum Obmann verbundenen Nach-
riickung eines Mitglieds des Kammervorstandes (§ 36 Abs. 2) filhrt zu Anderungen der Anwesenheitslis-
ten und Abstimmungsverzeichnisse der nachfolgenden Wahlsitzungen, die nicht mehr administrierbar
sind, wenn die Kandidaten nicht vorweg bekannt sind.

Zu Z 38 (8§ 35 Abs. 2):

Die Anderung bercksichtigt, dass die zustandige Bundesministerin seit der Bundesministeriengesetzno-
velle, BGBI. I Nr. 49/2016, die Bezeichnung ,,Bundesministerin fiir Gesundheit und Frauen* tréagt.

Zu Z 39 (8 36 Abs. 1):

Es handelt sich lediglich um eine sprachliche Klarstellung.
Zu Z 40 (8 36 Abs. 2):

Es handelt sich lediglich um eine sprachliche Verbesserung.
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Zu Z 41 (8 36 Abs. 4):

Siehe Z 35.

Zu Z 42 und 43 (§ 37 Abs. 1 und 2):

Dadurch wird lediglich die gegenwartig geiibte Verwaltungspraxis abgebildet.
Zu Z 44 (8§ 38 Abs. 1):

§ 18 Abs. 1 Apothekerkammergesetz sieht lediglich vor, dass Mitglieder des Kammervorstandes und der
Delegiertenversammlung dem Kontrollausschuss nicht angehéren dirfen. § 38 Abs. 1 sieht dariiber hin-
ausgehend vor, dass auch Ersatzdelegierte nicht in den Kontrollausschuss wahlbar sind. Die Funktion des
Ersatzdelegierten fiihrt fir sich allein allerdings erfahrungsgeméR zu keiner Unvereinbarkeit mit der
Funktion eines Mitglieds des Kontrollausschusses, weshalb dieser Unvereinbarkeitsgrund in § 38 Abs. 1
entfallen soll.

Zu Z 45 (8§ 38 Abs. 1):

Die Anderung dient der Klarstellung, dass auch bei der Wahl der Mitglieder des Kontrollausschusses die
Bestimmungen des § 33 Abs. 4 analog anzuwenden sind.

Zu Z 46 (8§ 38 Abs. 3 bis 5):

Durch den neugefassten Abs. 3 soll die Wahl des Vorsitzenden auf Grund der bisherigen Erfahrungen
eine detaillierte Regelung erhalten. Der neue Abs. 4 regelt nunmehr ausdriicklich die Félle eines Funkti-
onsverlusts, Abs. 5 die der Nachwahl.

Zu Z 47 (§ 39 Abs. 2):

Der die Wahl der Landesgeschéftsstellenprésidenten regelnde § 39 enthdlt fur die Wahlsitzung keine
Vertretungsregelung. Diese wird nun analog § 33 Abs. 3 dritter und vierter Satz erganzt.

Zu Z 48 (§39 Abs. 2a):

Die Apothekerkammer-Wahlordnung enthélt keine Regelungen zur Beschlussféhigkeit der konstituieren-
den Wabhlsitzungen. Diese sind lediglich in der Geschaftsordnung enthalten und werden daher in die Apo-
thekerkammer-Wahlordnung aufgenommen.

Zu Z 49 (8 39 Abs. 5):

Die Neufassung des Abs. 5 ist erforderlich, weil seit der Apothekerkammergesetznovelle BGBI. |
Nr. 64/2011, in einem Bundesland nicht mehr zwangslaufig beide Abteilungen lber die gleiche Anzahl an
Kammervorstandsmandaten verfugen.

Zu Z 50 (8§ 37 Abs. 7):

Entsprechend der kollegialen Fiihrung einer Landesgeschaftsstelle durch den Prasidenten und Vizeprasi-
denten soll auch die Mitteilung an den Landeshauptmann bzw. das Amt der Landeregierung durch Prasi-
dent und Vizeprasident der Landesgeschéftsstelle erfolgen.

Zu Z 51 (8§ 41):

Siehe Z 2.

Zu Z 52 (Anlage 1):

Anpassung an die geltende Rechtslage.
Zu Z 53 (Entfall der Anlage 3):
Siehe Z 22.



	Verordnung der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen, mit der die Apothekerkammer-Wahlordnung 2001 geändert wird
	Vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzung
	Vorblatt
	Problemanalyse
	Ziele
	Inhalt
	Beitrag zu Wirkungsziel oder Maßnahme im Bundesvoranschlag

	Verhältnis zu den Rechtsvorschriften der Europäischen Union
	Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens
	Erläuterungen
	Allgemeiner Teil
	Besonderer Teil
	Zu Z 1 (§ 3):
	Zu Z 2 (§ 4a):
	Zu Z 3 (§ 6 Abs. 3):
	Zu Z 4 (§ 7 Abs. 4):
	Zu Z 5 (§9 Abs. 1 bis 3):
	Zu Z 6 (§ 9 Abs. 5 bis 8):
	Zu Z 7 (§ 10 Abs. 1):
	Zu Z 8 (§ 11 Abs. 1 Z 2):
	Zu Z 9 (§ 11 Abs. 1 Z 6a):
	Zu Z 10 (§ 11 Abs. 2):
	Zu Z 11 (§ 12 Abs. 2 Z 2):
	Zu Z 12 (§ 12 Abs. 2 Z 5):
	Zu Z 13 (§ 13 Abs. 2):
	Zu Z 14 (§ 14 Abs. 1):
	Zu Z 15 (§ 14 Abs. 3):
	Zu Z 16 (§ 14 Abs. 4a):
	Zu Z 17 (§ 15 Abs. 1):
	Zu Z 18 (§ 15 Abs. 3):
	Zu Z 19 (§ 16 Abs. 1):
	Zu Z 20 (§ 16 Abs. 7):
	Zu Z 21 (§ 19 Abs. 2):
	Zu Z 22 (§ 20 Abs. 3 und 4):
	Zu Z 23 (§ 21):
	Zu Z 24 (§ 23 Abs. 3).
	Zu Z 25 (§ 24 Abs. 2):
	Zu Z 26 (§ 24 Abs. 3):
	Zu Z 27 (§ 24 Abs. 5):
	Zu Z 28 und 29 (§ 25):
	Zu Z 30 (§ 25 Abs. 4 bis 10):
	Zu Z 31 (§ 26 Abs. 1 und 2):
	Zu Z 32 (§ 28 Abs. 3 Z 5):
	Zu Z 33 (§ 29 Abs. 6):
	Zu Z 34 (§ 31):
	Zu Z 35 (§§ 31a und 31b):
	Zu Z 36 (§ 32 Abs. 3):
	Zu Z 37 (§ 34 Abs. 2):
	Zu Z 38 (§ 35 Abs. 2):
	Zu Z 39 (§ 36 Abs. 1):
	Zu Z 40 (§ 36 Abs. 2):
	Zu Z 41 (§ 36 Abs. 4):
	Zu Z 42 und 43 (§ 37 Abs. 1 und 2):
	Zu Z 44 (§ 38 Abs. 1):
	Zu Z 45 (§ 38 Abs. 1):
	Zu Z 46 (§ 38 Abs. 3 bis 5):
	Zu Z 47 (§ 39 Abs. 2):
	Zu Z 48 (§39 Abs. 2a):
	Zu Z 49 (§ 39 Abs. 5):
	Zu Z 50 (§ 37 Abs. 7):
	Zu Z 51 (§ 41):
	Zu Z 52 (Anlage 1):
	Zu Z 53 (Entfall der Anlage 3):


